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Regeste

Vollzug der Wegweisung (verkürzte Beschwerdefrist)

Erwägungen

E. 1.1
Das Bundesverwaltungsgericht beurteilt gestützt auf Art. 31 VGG Beschwerden gegen
Verfügungen nach Art. 5 VwVG, welche von einer Vorinstanz im Sinne von Art. 33 VGG
erlassen wurden, sofern keine das Sachgebiet betreffende Ausnahme im Sinne von Art. 32
VGG vorliegt. Demnach ist das Bundesverwaltungsgericht zuständig für die Beurteilung
der vorliegenden Beschwerde. Auf dem Gebiet des Asyls entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht in der Regel - und so auch vorliegend - endgültig (Art. 105
AsylG; Art. 83 Bst. d Ziff. 1 BGG).

E. 1.2
Das Verfahren richtet sich nach dem VwVG, dem VGG und dem BGG, soweit das AsylG
nichts anderes bestimmt (Art. 37 VGG und Art. 6 AsylG).

E. 1.3
Der Beschwerdeführer ist als Verfügungsadressat zur Beschwerdeführung legitimiert (Art.
48 Abs. 1 VwVG). Auf die frist- und formgerecht eingereichte Beschwerde ist einzutreten
(Art. 108 Abs. 1 AsylG i.V.m. Art. 10 der Verordnung vom 1. April 2020 über
Massnahmen im Asylbereich im Zusammenhang mit dem Coronavirus
[Covid-19-Verordnung Asyl, SR 142.318] sowie Art. 52 Abs. 1 VwVG).

E. 2
Die Kognition des Bundesverwaltungsgerichts und die zulässigen Rügen richten sich
sowohl im Ausländer- als auch im Datenschutzrecht nach Art. 49 VwVG.

E. 3.1
Die Beschwerde richtet sich gegen die Anordnung der Wegweisung und des Vollzugs sowie
die Festsetzung des Geburtsdatums im ZEMIS (Ziffern 3-6). Demnach ist die
vorinstanzliche Verfügung in Rechtskraft erwachsen, soweit sie die Frage des Asyls und der
Flüchtlingseigenschaft betrifft.

E. 3.2
Die beiden Beschwerdematerien (Wegweisung und Vollzug, Datenänderung im ZEMIS)
werden praxisgemäss unter zwei verschiedenen Verfahrensnummern geführt (Wegweisung
und Vollzug: D-3944/2021; Datenänderung im ZEMIS: D-3979/2021). Aufgrund der
Verfahrenskonstellation und des Verfahrensausgangs kann indessen über beide
Beschwerdeverfahren im selben Urteil befunden werden.



E. 4
Gestützt auf Art. 37 VGG i.V.m. Art. 57 Abs. 1 VwVG sowie Art. 111a Abs. 1 AsylG
wurde auf die Durchführung eines Schriftenwechsels verzichtet.

E. 5
Soweit in der Beschwerdebegründung (vgl. Beschwerde B.II.6, S. 11) beantragt wird, es sei
die aufschiebende Wirkung der Beschwerde wiederherzustellen, ist festzustellen, dass das
SEM der Beschwerde die aufschiebende Wirkung nicht entzogen hat; auf diesen Antrag ist
daher nicht einzutreten.

E. 6.1
Zur Begründung seines Entscheids führte das SEM (den Wegweisungs- und Vollzugspunkt
sowie den ZEMIS-Eintrag betreffend) im Wesentlichen aus, es obliege dem
Beschwerdeführer, die geltend gemachte Minderjährigkeit glaubhaft zu machen. Er habe
indessen weder Identitätspapiere noch die in der Stellungnahme vom 2. Juni 2021 in
Aussicht gestellte Geburtsurkunde eingereicht. Ferner seien seine Aussagen zu seinem
Alter, seinem Lebenslauf, seinen Schreib- und Lesekompetenzen sowie den
Ausreiseumständen vage und teilweise widersprüchlich ausgefallen, weshalb sie nicht
glaubhaft seien. Gemäss dem eingeholten Altersgutachten habe er im Zeitpunkt der
Untersuchung das (...) Altersjahr sicher vollendet, und das durchschnittliche Lebensalter
betrage (...) Jahre; das angegebene Alter von (...) könne somit nicht zutreffen. Insgesamt sei
es ihm nicht gelungen, die Minderjährigkeit zu belegen oder zumindest glaubhaft zu
machen. Eine Gesamtwürdigung aller Umstände ergebe, dass die Volljährigkeit
wahrscheinlicher erscheine als die Minderjährigkeit. Daher werde der Beschwerdeführer als
volljährig betrachtet und sein Geburtsdatum im ZEMIS auf den (...) angepasst (mit
Bestreitungsvermerk). Den Vollzug der Wegweisung nach Marokko erachtete das SEM als
zulässig, zumutbar und möglich. Unter dem Aspekt der Zumutbarkeit erwog es
insbesondere, der Beschwerdeführer sei jung und verfüge über erste Arbeitserfahrungen.
Seine Angaben zu seinen Lebensumständen und Familienverhältnissen seien nicht
plausibel. Es sei davon auszugehen, dass er aus asyltaktischen Gründen und in Verletzung
seiner Mitwirkungspflicht die wahren Familienverhältnisse nicht offengelegt habe. Die
aktenkundigen medizinischen Probleme könnten ebenfalls nicht zur Annahme der
Unzumutbarkeit führen, zumal er seinen Angaben zufolge in Marokko in ärztlicher
Behandlung gewesen sei.

E. 6.2
In der Beschwerde wird vorgebracht, im Altersgutachten werde ein Mindestalter von (...)
Jahren angegeben. Die beiden Teilgutachten betreffend die radiologische
Handuntersuchung und die Zahnuntersuchung hätten ein Mindestalter von (...) respektive
(...) Jahren ergeben. Auf eine Untersuchung der Schlüsselbeine sei verzichtet worden. Unter
diesen Umständen sei gemäss den Resultaten der Teilgutachten von der Minderjährigkeit
des Beschwerdeführers auszugehen. Es bestünden sodann weitere Indizien für die
Minderjährigkeit respektive die Richtigkeit des geltend gemachten Geburtsdatums: Der
Beschwerdeführer sei sowohl in (...) als auch in (...) unter denselben Personalien wie in der
Schweiz erfasst worden, was für die Glaubhaftigkeit der Altersangabe spreche. Seine im
Asylverfahren gemachten Ausführungen zu seinem Alter seien nachvollziehbar und
konsistent. Das SEM habe bei der Beurteilung der Glaubhaftigkeit die schwierigen
Lebensumstände des Beschwerdeführers zu wenig berücksichtigt. Schliesslich spreche auch



der optische Eindruck für seine Minderjährigkeit. Insgesamt erscheine die Minderjährigkeit
wahrscheinlicher. Es sei daher «in dubio pro minore» von der Minderjährigkeit auszugehen
und das Geburtsdatum auf den (...) oder zumindest den (...) anzupassen. Da es sich beim
Beschwerdeführer demnach um einen unbegleiteten minderjährigen Asylsuchenden (UMA)
handle, hätte das SEM gemäss der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts dem
Grundsatz des Kindeswohls Rechnung tragen und im Hinblick auf die Prüfung der
Zumutbarkeit des Wegweisungsvollzugs spezifische Abklärungen zur persönlichen
Situation des Beschwerdeführers und den Unterbringungs- und Betreuungsmöglichkeiten
bei der Rückkehr ins Heimatland treffen müssen. Da die Vorinstanz dies nicht gemacht
habe, habe sie die Untersuchungspflicht verletzt. Das SEM habe überdies den
medizinischen Sachverhalt ungenügend abgeklärt. Aufgrund der glaubhaften Aussagen des
Beschwerdeführers sei sodann davon auszugehen, dass er bei einer Rückkehr nach
Marokko erneut auf der Strasse leben müsste. Er verfüge über keine berufliche Ausbildung
und habe lediglich Gelegenheitsjobs innegehabt. Er werde bei einer Rückkehr in eine
existenzielle Notlage geraten. Seine Tante sei die einzige Familienangehörige, und der
Beschwerdeführer habe keinen Kontakt mehr zu ihr. Er verfüge in Marokko über kein
tragfähiges soziales Netz. Ferner bestünden Hinweise auf eine psychologische
Beeinträchtigung ([...]). Zudem habe er Probleme mit (...). Er benötige Bezugspersonen,
allenfalls eine psychotherapeutische Behandlung sowie eine Ausbildung, ansonsten ihm in
Marokko emotionale Verwahrlosung sowie ein Leben geprägt von Armut, Drogen und
Kriminalität drohe. Der Vollzug der Wegweisung sei daher unzumutbar.

E. 7.1
Soweit in der Beschwerde eventualiter beantragt wird, die angefochtene Verfügung sei
infolge Verletzung der Untersuchungspflicht zu kassieren (vgl. Ziff. 4 der Rechtsbegehren),
ist vorab Folgendes festzustellen:

E. 7.2
Gemäss Art. 6 AsylG i.V.m. Art. 12 VwVG stellen die Asylbehörden den Sachverhalt von
Amtes wegen fest (Untersuchungsgrundsatz). Dabei muss die Behörde die für das
Verfahren erforderlichen Sachverhaltsunterlagen beschaffen, die rechtlich relevanten
Umstände abklären und darüber ordnungsgemäss Beweis führen (vgl. auch Art. 30-33
VwVG). Der Untersuchungsgrundsatz findet seine Grenze an der Mitwirkungspflicht der
Asylsuchenden (Art. 8 AsylG; Art. 13 VwVG). Unrichtig ist die Sachverhaltsfeststellung
dann, wenn der Verfügung ein falscher und aktenwidriger oder nicht weiter belegbarer
Sachverhalt zugrunde gelegt wurde. Unvollständig ist die Sachverhaltsfeststellung, wenn
die Behörde trotz Untersuchungsmaxime den Sachverhalt nicht von Amtes wegen abgeklärt
hat, oder wenn nicht alle für den Entscheid wesentlichen Sachumstände berücksichtigt
wurden (vgl. dazu BVGE 2016/2 E. 4.3). Die Behörde ist dabei jedoch nicht verpflichtet, zu
jedem Sachverhaltselement umfangreiche Nachforschungen anzustellen. Zusätzliche
Abklärungen sind vielmehr nur dann vorzunehmen, wenn sie aufgrund der Aktenlage als
angezeigt erscheinen (vgl. dazu Alfred Kölz/Isabelle Häner/Martin Bertschi,
Verwaltungsverfahren und Verwaltungsrechtspflege des Bundes; 3. Aufl. 2013, Rz. 629 ff.;
Christoph Auer, in: Auer/Müller/Schindler [Hrsg.], Kommentar zum Bundesgesetz über das
Verwaltungsverfahren, 2. Aufl., 2019, Rz. 17 zu Art. 12; Benjamin Schindler, in:
Auer/Müller/Schindler [Hrsg.], a.a.O., Rz. 29 ff. zu Art. 49).

E. 7.3



Der Beschwerdeführer rügt, das SEM habe den medizinischen Sachverhalt ungenügend
abgeklärt und die von der Rechtsprechung geforderten spezifischen Abklärungen
unterlassen, welche bei UMA im Rahmen der Prüfung der Zumutbarkeit des
Wegweisungsvollzugs im Interesse des Kindeswohls notwendig seien. Aufgrund der
nachfolgenden Erwägungen (vgl. E. 8 und 9) ist indessen nicht davon auszugehen, dass es
sich beim Beschwerdeführer um einen UMA handelt, weshalb nicht zu beanstanden ist,
dass das SEM auf vertiefte Abklärungen unter dem Aspekt des Kindeswohls verzichtet hat.
Seinen Gesundheitszustand betreffend führte der Beschwerdeführer im vorinstanzlichen
Verfahren aus, er leide an (...) und sei deswegen in Marokko in regelmässiger ärztlicher
Behandlung gestanden. Die Medikamente würden zu einem Juckreiz führen, ausserdem
müsse er infolge seiner Nervosität ständig (...) (vgl. A35 F 6 ff.). Konkrete Hinweise auf
anderweitige Krankheiten, welche zur Annahme der Unzumutbarkeit des
Wegweisungsvollzugs führen könnten, sind den vorinstanzlichen Akten nicht zu
entnehmen. Aufgrund der ihm obliegenden Mitwirkungspflicht (vgl. Art. 8 AsylG) wäre es
Sache des (rechtlich vertretenen) Beschwerdeführers, gegebenenfalls relevante
gesundheitliche Probleme geltend zu machen und zu belegen, beispielsweise mittels eines
Arztberichtes. Er hat indessen weder im vorinstanzlichen Verfahren noch auf
Beschwerdeebene entsprechende Aussagen gemacht oder Beweismittel eingereicht. Bei
dieser Sachlage war das SEM nicht gehalten, den Gesundheitszustand des
Beschwerdeführers von Amtes wegen näher abzuklären.

E. 7.4
Die Rüge, das SEM habe die Untersuchungspflicht verletzt, erweist sich nach dem
Gesagten als unbegründet, und der rechtserhebliche Sachverhalt erweist sich als spruchreif.
Demnach ist der Kassationsantrag abzuweisen.

E. 8.1
Die Vorinstanz führt zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben das ZEMIS, welches der
Bearbeitung von Personendaten aus dem Ausländer- und dem Asylbereich dient (Art. 1
Abs. 1 i.V.m. Art. 2 des Bundesgesetzes über das Informationssystem für den Ausländer-
und den Asylbereich vom 20. Juni 2003 [BGIAA, SR 142.51]) und in der Verordnung über
das Zentrale Migrationsinformationssystem (ZEMIS-Verordnung) vom 12. April 2006 (SR
142.513) näher geregelt ist. Nach Art. 19 Abs. 1 der ZEMIS-Verordnung richten sich die
Rechte der Betroffenen, insbesondere deren Auskunfts-, Berichtigungs- und
Löschungsrecht sowie das Recht auf Informationen über die Beschaffung besonders
schützenswerter Personendaten, nach dem Datenschutzgesetz (DSG, SR 235.1) und dem
VwVG.

E. 8.2
Wer Personendaten bearbeitet, hat sich über deren Richtigkeit zu vergewissern (Art. 5 Abs.
1 DSG). Werden Personendaten von Bundesorganen bearbeitet, kann jede betroffene
Person insbesondere verlangen, dass unrichtige Personendaten berichtigt werden (Art. 5
Abs. 2 i.V.m. Art. 25 Abs. 3 Bst. a DSG). Auf die Berichtigung besteht in einem solchen
Fall ein absoluter und uneingeschränkter Anspruch (vgl. BVGE 2018 VI/3 E. 3.2). Die
ZEMIS-Verordnung sieht zudem in Art. 19 Abs. 3 ausdrücklich vor, dass unrichtige Daten
von Amtes wegen zu berichtigen sind.

E. 8.3



Grundsätzlich hat die das Berichtigungsbegehren stellende Person die Richtigkeit der von
ihr verlangten Änderung, die Bundesbehörde im Bestreitungsfall dagegen die Richtigkeit
der von ihr bearbeiteten Personendaten zu beweisen (vgl. Urteil des BGer 1C_11/2013 vom
21. Oktober 2013 E. 4.2; BVGE 2018 VI/3 E. 3.3). Nach den massgeblichen Beweisregeln
des VwVG gilt eine Tatsache als bewiesen, wenn sie in Würdigung sämtlicher Erkenntnisse
so wahrscheinlich ist, dass keine vernünftigen Zweifel bleiben; unumstössliche Gewissheit
ist dagegen nicht erforderlich. Die mit dem Berichtigungsbegehren konfrontierte Behörde
hat zwar nach dem Untersuchungsgrundsatz den Sachverhalt grundsätzlich von Amtes
wegen abzuklären (Art. 12 VwVG); die gesuchstellende Person ist jedoch gemäss Art. 13
Abs. 1 Bst. a VwVG verpflichtet, an dessen Feststellung mitzuwirken (vgl. zum Ganzen
BVGE 2018 VI/3 E. 3.3).

E. 8.4
Kann bei einer verlangten oder von Amtes wegen beabsichtigten Berichtigung weder die
Richtigkeit der bisherigen noch diejenige der neuen Personendaten bewiesen werden,
dürfen grundsätzlich weder die einen noch die anderen Daten bearbeitet werden (vgl. Art. 5
Abs. 1 DSG). Dies ist jedoch nicht immer möglich, müssen doch bestimmte Personendaten
zur Erfüllung wichtiger öffentlicher Aufgaben notwendigerweise bearbeitet werden. Dies
gilt namentlich auch für im ZEMIS erfasste Namen und Geburtsdaten. In solchen Fällen
überwiegt das öffentliche Interesse an der Bearbeitung möglicherweise unzutreffender
Daten das Interesse an deren Richtigkeit. Unter diesen Umständen sieht Art. 25 Abs. 2 DSG
die Anbringung eines Bestreitungsvermerks vor. Spricht dabei mehr für die Richtigkeit der
neuen Daten, sind die bisherigen Angaben zunächst zu berichtigen und die neuen Daten
anschliessend mit einem derartigen Vermerk zu versehen. Verhält es sich umgekehrt,
erscheint also die Richtigkeit der bisher eingetragenen Daten als wahrscheinlicher oder
zumindest nicht als unwahrscheinlicher, sind diese zu belassen und mit einem
Bestreitungsvermerk zu versehen. Über dessen Anbringung ist jeweils von Amtes wegen
und unabhängig davon zu entscheiden, ob ein entsprechender Antrag gestellt worden ist
(vgl. zum Ganzen BVGE 2018 VI/3 E. 3.4; vgl. ferner Urteil des BGer 1C_240/2012 vom
13. August 2012 E. 3.2).

E. 8.5
Nach dem Gesagten obliegt es grundsätzlich dem SEM zu beweisen, dass das aktuell im
ZEMIS eingetragene Geburtsdatum des Beschwerdeführers ([...]) korrekt ist. Der
Beschwerdeführer hat seinerseits nachzuweisen, dass das von ihm geltend gemachte
Geburtsdatum ([...]) richtig respektive zumindest wahrscheinlicher ist als die derzeit im
ZEMIS erfassten Angaben. Gelingt keiner Partei der sichere Nachweis des Geburtsdatums,
ist dasjenige im ZEMIS zu belassen oder einzutragen, dessen Richtigkeit wahrscheinlicher
ist (vgl. zum Ganzen BVGE 2018 VI/3 E. 3.5, m.w.H.).

E. 8.6
Bezüglich der Frage des korrekten oder zumindest wahrscheinlicheren Geburtsdatums des
Beschwerdeführers lassen sich den Akten folgende Hinweise entnehmen:

E. 8.6.1
Das vom SEM in Auftrag gegebene Altersgutachten vom 26. Mai 2021 hält fest, der
radiologische Befund der Hand weise auf ein Mindestalter von (...) Jahren respektive ein
mittleres skelettales Alter von (...) Jahren hin. Aufgrund der zahnärztlichen Untersuchung
sei von einem Durchschnittsalter von (...) Jahren beziehungsweise einem Mindestalter von



(...) Jahren auszugehen. Es lägen keine Hinweise auf eine relevante Entwicklungsstörung
vor. Insgesamt ergebe sich ein durchschnittliches Lebensalter von (...) Jahren sowie ein
Mindestalter von (...) Jahren. Demnach könne das vom Beschwerdeführer angegebene
Geburtsdatum (welches im Gutachtenszeitpunkt ein chronologisches Lebensalter von [...]
ergeben hätte) nicht zutreffen. Nach dem Gesagten lassen sich gestützt auf das
Altersgutachten keine verlässlichen Aussagen zur Minder- respektive Volljährigkeit des
Beschwerdeführers machen. Da das im Gutachten festgestellte Mindestalter von (...) Jahren
aber mehr als eineinhalb Jahre über dem vom Beschwerdeführer genannten Alter liegt und
dieses von den Gutachtern als unmöglich erachtet wurde, ist immerhin festzustellen, dass
aufgrund des Ergebnisses des Altersgutachtens das vom Beschwerdeführer geltend
gemachte Geburtsdatum als unwahrscheinlich zu erachten ist, während das vom SEM
erfasste Geburtsdatum ohne Weiteres im Rahmen des Möglichen liegt.

E. 8.6.2
Der Beschwerdeführer gab im vorinstanzlichen Verfahren konstant an, er sei am (...)
geboren worden und (...) Jahre alt. Sein Erscheinungsbild (vgl. das aktenkundige Foto) lässt
das von ihm geltend gemachte Alter jedenfalls nicht als unmöglich erscheinen. Gemäss
Auskunft der (...) Behörden trat er sodann auch in (...) (ohne Abgabe von
Identitätspapieren) unter demselben Geburtsdatum in Erscheinung (vgl. A15). Zudem
beantwortete er die Frage, vor wie vielen Monaten er (...) Jahre alt geworden sei, korrekt
mit «vor ungefähr vier Monaten» (vgl. A17 Ziff. 1.06). Seine Ausführungen betreffend die
Frage, woher und seit wann er sein Geburtsdatum kenne, sind indessen unsubstanziiert und
unplausibel ausgefallen (vgl. A17 Ziff. 1.06). Insbesondere in Anbetracht der Tatsache,
dass er eigenen Angaben zufolge zeitweilig in einem Heim lebte und mehrfach mit der
Polizei in Kontakt kam (vgl. A35 F43 ff.), erscheint es nicht glaubhaft, dass er sein
Geburtsdatum - wie von ihm geltend gemacht - lediglich von der Geburtsurkunde kennt.
Unter den dargelegten Lebensumständen (Heimaufenthalt, mehrfache Anhaltung durch die
Polizei) ist vielmehr davon auszugehen, dass er seinem Geburtsdatum auch auf anderen
Dokumenten begegnet ist. Ferner fällt auf, dass er zu Protokoll gab, er sei im Zeitpunkt der
Ausreise, d.h. Ende (...), (...) Jahre alt gewesen, was im Widerspruch steht zum angeblichen
Geburtsdatum (demnach wäre er damals bereits (...) Jahre alt gewesen).

E. 8.6.3
Der Beschwerdeführer reichte zum Nachweis seiner Identität und namentlich seines
Geburtsdatums weder Identitätspapiere noch anderweitige Unterlagen zu den Akten. Er
brachte zwar vor, er habe von seiner Tante seine Geburtsurkunde erhalten, machte jedoch
gleichzeitig geltend, er habe das Dokument vor der Ausreise verloren (vgl. A17 Ziff. 1.06)
und es würden keinerlei Dokumente existieren, welche er allenfalls beschaffen könnte (vgl.
A17 Ziff. 4.07). Im Widerspruch dazu erklärte er in der Anhörung, sein Freund habe seine
Tante aufgesucht und die Geburtsurkunde abfotografiert; er werde versuchen, eine Kopie
beizubringen (vgl. A35 F27 f.). In der Stellungnahme vom 3. August 2021 brachte er
schliesslich vor, sein Freund habe für ihn bei den Behörden eine neue Geburtsurkunde
beantragt. Bisher wurde indessen weder die Original-Geburtsurkunde noch eine Kopie
davon zu den Akten gereicht. Der Beschwerdeführer hat auch keine Anstalten getroffen, um
anderweitige Unterlagen aus seinem Heimatstaat zu beschaffen, welche allenfalls Hinweise
auf sein Alter geben könnten. Da er, wie bereits vorstehend erwähnt, seinen Angaben nach
längere Zeit in einem von einer Hilfsorganisation geführten Heim gelebt hat, wäre es ihm
insbesondere möglich und zumutbar gewesen, dieses Heim respektive die Hilfsorganisation



zu kontaktieren, um sich eine Bestätigung seines Aufenthalts mit Angabe seiner Personalien
zusenden zu lassen.

E. 8.7
Aus den vorstehenden Erwägungen ergibt sich, dass weder dem Beschwerdeführer noch
dem SEM der sichere Nachweis des Geburtsdatums gelungen ist. Der Beschwerdeführer hat
ferner keinerlei Unterlagen abgegeben, welche allenfalls Indizien zugunsten des von ihm
geltend gemachten Alters enthalten könnten, obwohl ihm dies wie erwähnt zuzumuten
gewesen wäre. Seine Ausführungen im Zusammenhang mit seinem Alter sind teilweise
unglaubhaft ausgefallen und lassen das von ihm geltend gemachte Geburtsdatum ebenfalls
nicht als wahrscheinlich erscheinen. Im Altersgutachten wird schliesslich festgehalten, das
vom Beschwerdeführer angegebene Geburtsdatum könne nicht zutreffen, zumal von einem
Mindestalter von (...) Jahren auszugehen sei. Insgesamt ist daher davon auszugehen, dass
das vom Beschwerdeführer genannte Geburtsdatum weniger wahrscheinlich ist als das vom
SEM (unter Annahme der Volljährigkeit des Beschwerdeführers) erfasste Datum.

E. 8.8
Soweit der Beschwerdeführer beantragt, sein Geburtsdatum sei eventualiter auf den (...)
anzupassen, ist Folgendes festzustellen: Der Beschwerdeführer macht nicht geltend, es
handle sich beim (...) um sein richtiges Geburtsdatum, vielmehr hält er an seinem
Geburtsdatum vom (...) fest und beantragt die Anpassung des ZEMIS-Eintrags auf den (...)
lediglich für den Fall, dass er mit dem Begehren, der ZEMIS-Eintrag sei auf den (...)
anzupassen, nicht durchdringt; dies mit dem Ziel, im Asylverfahren als Minderjähriger
behandelt zu werden. Da der (...) demnach unbestrittenermassen nicht das richtige
Geburtsdatum des Beschwerdeführers ist, ist dieses Datum von vornherein einem Eintrag
ins ZEMIS nicht zugänglich; es besteht kein Anspruch auf Eintragung eines offensichtlich
falschen Geburtsdatums.

E. 8.9
Nach dem Gesagten ist der bestehende ZEMIS-Eintrag - inklusive des bereits vorhandenen
Bestreitungsvermerks - unverändert zu belassen. Demnach ist die Beschwerde abzuweisen,
soweit damit die Aufhebung der Ziffer 6 des Dispositivs der angefochtenen Verfügung und
die Anpassung des Geburtsdatums des Beschwerdeführers auf den (...), eventuell auf den
(...), beantragt wurde.

E. 9.1
Während es im ZEMIS-Verfahren um die Frage der Richtigkeit respektive überwiegenden
Wahrscheinlichkeit des im ZEMIS eingetragenen Geburtsdatums des Beschwerdeführers
geht, stellt sich im Asyl- und Wegweisungsverfahren im Hinblick auf die Prüfung der
Durchführbarkeit des Wegweisungsvollzugs die Frage nach der Minderjährigkeit des
Beschwerdeführers; diese muss von ihm zumindest glaubhaft gemacht werden (vgl. dazu
BVGE 2018 VI/3 E. 3 und E. 4.2.3). Es ist grundsätzlich denkbar, dass eine asylsuchende
Person zwar (immerhin) glaubhaft machen kann, dass sie noch minderjährig ist, ihre
Volljährigkeit jedoch wahrscheinlicher erscheint und das Geburtsdatum dementsprechend
im ZEMIS erfasst wird (vgl. dazu das Urteil des BVGer D-4529/2019 vom 9. April 2020 E.
3.2.5, m.w.H.).

E. 9.2



Der Beschwerdeführer hat zum Beleg der geltend gemachten Minderjährigkeit keinerlei
Unterlagen abgegeben, obwohl es ihm wie erwähnt zuzumuten gewesen wäre, solche zu
beschaffen. Zudem sind seine Ausführungen im Zusammenhang mit seinem Alter teilweise
unglaubhaft ausgefallen (vgl. vorstehend E. 8.6.2). Das jugendliche Aussehen des
Beschwerdeführers ist praxisgemäss lediglich ein sehr schwaches Indiz für die
Minderjährigkeit. Das im Altersgutachten genannte Mindestalter von (...) Jahren stellt
offensichtlich ebenfalls kein starkes Indiz für die angebliche Minderjährigkeit des
Beschwerdeführers dar. Hingegen steht aufgrund des Ergebnisses des Altersgutachtens fest,
dass der Beschwerdeführer ein Geburtsdatum genannt hat, welches im Lichte der
Untersuchungsergebnisse nicht möglich und demnach unglaubhaft ist; diese Tatsache wirkt
sich negativ auf seine persönliche Glaubwürdigkeit aus. Nach dem Gesagten ist es dem
Beschwerdeführer nicht gelungen, seine Minderjährigkeit nachzuweisen respektive
glaubhaft zu machen. Somit liegt auch kein Zweifelsfall vor, weshalb für eine Anwendung
des in der Beschwerde genannten Grundsatzes «in dubio pro minore» kein Raum besteht
(vgl. dazu auch das Urteil des BVGer E-130/2017 vom 21. März 2017 E. 5.3.4), zumal
diesem Grundsatz bereits mit dem herabgesetzten Beweismassstab der Glaubhaftigkeit
Rechnung getragen wird.

E. 10.1
Lehnt das SEM das Asylgesuch ab oder tritt es darauf nicht ein, so verfügt es in der Regel
die Wegweisung aus der Schweiz und ordnet den Vollzug an (Art. 44 AsylG).

E. 10.2
Der Beschwerdeführer verfügt weder über eine ausländerrechtliche Aufenthaltsbewilligung
noch über einen Anspruch auf Erteilung einer solchen. Die Wegweisung wurde demnach zu
Recht angeordnet (vgl. BVGE 2013/37 E. 4.4; 2009/50 E. 9, je m.w.H.).

E. 11.1
Ist der Vollzug der Wegweisung nicht zulässig, nicht zumutbar oder nicht möglich, so
regelt das SEM das Anwesenheitsverhältnis nach den gesetzlichen Bestimmungen über die
vorläufige Aufnahme (Art. 44 AsylG, Art. 83 Abs. 1 AIG). In Bezug auf die
Geltendmachung von Wegweisungsvollzugshindernissen gilt gemäss Praxis des
Bundesverwaltungsgerichts der gleiche Beweisstandard wie bei der Prüfung der
Flüchtlingseigenschaft; das heisst, sie sind zu beweisen, wenn der strikte Beweis möglich
ist, und andernfalls wenigstens glaubhaft zu machen (vgl. BVGE 2011/24 E. 10.2 m.w.H.).

E. 11.2
Der Vollzug ist nicht zulässig, wenn völkerrechtliche Verpflichtungen der Schweiz einer
Weiterreise der Ausländerin oder des Ausländers in den Heimat-, Herkunfts- oder einen
Drittstaat entgegenstehen (Art. 83 Abs. 3 AIG).

E. 11.2.1
So darf keine Person in irgendeiner Form zur Ausreise in ein Land gezwungen werden, in
dem ihr Leib, ihr Leben oder ihre Freiheit aus einem Grund nach Art. 3 Abs. 1 AsylG
gefährdet ist oder in dem sie Gefahr läuft, zur Ausreise in ein solches Land gezwungen zu
werden (Art. 5 Abs. 1 AsylG; vgl. ebenso Art. 33 Abs. 1 des Abkommens vom 28. Juli
1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge [FK, SR 0.142.30]). Gemäss Art. 25 Abs. 3
BV, Art. 3 des Übereinkommens vom 10. Dezember 1984 gegen Folter und andere
grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe (FoK, SR 0.105) und



der Praxis zu Art. 3 EMRK darf niemand der Folter oder unmenschlicher oder
erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen werden.

E. 11.2.2
Das flüchtlingsrechtliche Refoulement-Verbot schützt nur Personen, welche die
Flüchtlingseigenschaft erfüllen. Da es dem Beschwerdeführer nicht gelungen ist, eine
flüchtlingsrechtlich erhebliche Gefährdung nachzuweisen oder glaubhaft zu machen, kann
der in Art. 5 AsylG verankerte Grundsatz der Nichtrückschiebung im vorliegenden
Verfahren keine Anwendung finden. Eine Rückkehr in den Heimatstaat ist demnach unter
dem Aspekt von Art. 5 AsylG rechtmässig.

E. 11.2.3
Sodann ergeben sich weder aus den Aussagen des Beschwerdeführers noch aus den Akten
Anhaltspunkte dafür, dass er für den Fall einer Ausschaffung in den Heimatstaat dort mit
beachtlicher Wahrscheinlichkeit einer nach Art. 3 EMRK oder Art. 1 FoK verbotenen
Strafe oder Behandlung ausgesetzt wären. Gemäss der Praxis des Europäischen
Gerichtshofes für Menschenrechte (EGMR) sowie jener des UN-Anti-Folterausschusses
müsste der Beschwerdeführer eine konkrete Gefahr ("real risk") nachweisen oder glaubhaft
machen, dass ihm im Fall einer Rückschiebung Folter oder unmenschliche Behandlung
drohen würde (vgl. Urteil des EGMR Saadi gegen Italien vom 28. Februar 2008, Grosse
Kammer 37201/06, §§ 124-127 m.w.H.). Dies ist ihm indes nicht gelungen. Ferner lässt
auch die allgemeine Menschenrechtssituation in Marokko den Wegweisungsvollzug nicht
als unzulässig erscheinen.

E. 11.2.4
Nach dem Gesagten ist der Vollzug der Wegweisung als zulässig zu erachten.

E. 11.3
Gemäss Art. 83 Abs. 4 AIG kann der Vollzug für Ausländerinnen und Ausländer
unzumutbar sein, wenn sie im Heimat- oder Herkunftsstaat aufgrund von Situationen wie
Krieg, Bürgerkrieg, allgemeiner Gewalt und medizinischer Notlage konkret gefährdet sind.
Wird eine konkrete Gefährdung festgestellt, ist - unter Vorbehalt von Art. 83 Abs. 7 AIG -
die vorläufige Aufnahme zu gewähren.

E. 11.3.1
In Marokko herrscht weder Krieg, Bürgerkrieg noch eine Situation allgemeiner Gewalt,
aufgrund derer die Zivilbevölkerung als konkret gefährdet bezeichnet werden müsste. Der
Wegweisungsvollzug ist daher als generell zumutbar zu erachten (vgl. beispielsweise das
Urteil des BVGer D-2305/2021 vom 25. Mai 2021 E. 8.3.1).

E. 11.3.2
Sodann sprechen auch keine individuellen Gründe gegen die Zumutbarkeit des
Wegweisungsvollzugs. Gemäss den vorstehenden Erwägungen ist davon auszugehen, dass
es sich beim Beschwerdeführer um einen volljährigen jungen Mann handelt, welchem es
trotz angeblich fehlender Schulbildung gelungen ist, in Marokko seinen Lebensunterhalt zu
bestreiten. Eigenen Angaben zufolge hat er zumindest eine gewisse Arbeitserfahrung als
(...). Im Übrigen stehen allfällige wirtschaftliche Reintegrationsschwierigkeiten der
Annahme der Zumutbarkeit des Wegweisungsvollzugs nicht entgegen, da blosse soziale
oder wirtschaftliche Schwierigkeiten, von denen die ansässige Bevölkerung betroffen ist,



für sich gesehen keine existenzbedrohende Situation zu begründen vermögen (vgl. BVGE
2010/41 E. 8.3.6). Soweit der Beschwerdeführer geltend macht, er verfüge in Marokko
ausser einer Tante, welche ihn verstossen habe, über keine Bezugspersonen, ist dieses
Vorbringen in Übereinstimmung mit dem SEM als unglaubhaft zu erachten, zumal die
Aussagen des Beschwerdeführers zu seinen Familienverhältnissen und Lebensumständen
unsubstanziiert und unplausibel ausgefallen sind (vgl. A17 Ziffn. 1.06, 1.17.04 f., 2.01, 3.01
und 7.01). Angesichts des geltend gemachten Aufenthalts in einem Heim ist namentlich
sein Vorbringen, er habe überhaupt keine Schulbildung genossen, als unplausibel zu
erachten. Der Beschwerdeführer machte ferner geltend, er sei in Marokko lange Zeit alle
paar Monate in ärztlicher Behandlung gewesen, wobei er jeweils «von Zuhause» zum Arzt
gebracht worden sei. Manchmal sei er auch mit der Ambulanz «nach Hause» gebracht
worden (vgl. A35 F13 ff.). Diese Aussagen weisen darauf hin, dass der Beschwerdeführer
in Marokko sowohl über eine Unterkunft als auch über Bezugspersonen verfügte, welche
sich vor der Ausreise um ihn kümmerten und zu welchen er bei Bedarf zurückkehren kann.
Die aktenkundigen Gesundheitsprobleme des Beschwerdeführers ([...]) lassen den Vollzug
der Wegweisung ebenfalls nicht als unzumutbar erscheinen. Es ist insbesondere nicht davon
auszugehen, dass es deswegen bei einer Rückkehr des Beschwerdeführers ins Heimatland
zu einer raschen und lebensgefährlichen Verschlechterung seines Gesundheitszustandes
kommen würde. Im Übrigen verfügt Marokko über ein gut entwickeltes Gesundheitssystem
sowie eine staatliche Gesundheitsversorgung für Bedürftige (vgl. dazu beispielsweise das
Urteil D-232/2021 vom 9. Juni 2021 E. 8.3.3, m.w.H.), und der Beschwerdeführer stand
seinen Aussagen zufolge bereits vor der Ausreise regelmässig in ärztlicher Behandlung. Es
kann daher davon ausgegangen werden, dass eine allenfalls (weiterhin) benötigte, adäquate
medizinische Behandlung auch in Marokko gewährleistet wäre. Insgesamt bestehen keine
konkreten und glaubhaften Hinweise darauf, dass der Beschwerdeführer bei einer Rückkehr
nach Marokko aus sozialen, wirtschaftlichen oder medizinischen Gründen in eine
existenzielle Notlage geraten könnte.

E. 11.3.3
Der Vollzug der Wegweisung ist demnach als zumutbar zu erachten.

E. 11.4
Schliesslich obliegt es dem Beschwerdeführer, sich bei der zuständigen Vertretung des
Heimatstaates die für eine Rückkehr notwendigen Reisedokumente zu beschaffen (vgl. Art.
8 Abs. 4 AsylG und dazu auch BVGE 2008/34 E. 12), weshalb der Vollzug der
Wegweisung auch als möglich zu bezeichnen ist (Art. 83 Abs. 2 AIG). Die aktuelle
Corona-Pandemie steht dem Wegweisungsvollzug ebenfalls nicht entgegen; denn es
handelt sich dabei - wenn überhaupt - um ein bloss temporäres Vollzugshindernis, welchem
somit im Rahmen der Vollzugsmodalitäten durch die kantonalen Behörden Rechnung zu
tragen ist.

E. 11.5
Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Vorinstanz den Wegweisungsvollzug nach
Marokko zu Recht als zulässig, zumutbar und möglich bezeichnet hat. Eine Anordnung der
vorläufigen Aufnahme fällt damit ausser Betracht (Art. 83 Abs. 1 - 4 AIG).

E. 12
Aus diesen Erwägungen ergibt sich, dass die angefochtene Verfügung Bundesrecht nicht
verletzt, den rechtserheblichen Sachverhalt richtig und vollständig feststellt (Art. 106 Abs.



1 AsylG) und angemessen ist. Die Beschwerde ist demnach abzuweisen.

E. 13.1
Das Beschwerdeverfahren ist mit dem vorliegenden, direkten Entscheid in der Hauptsache
abgeschlossen, weshalb der Antrag, es sei auf die Erhebung eines Kostenvorschusses zu
verzichten, gegenstandslos geworden ist.

E. 13.2
Das Gesuch um Gewährung der unentgeltlichen Prozessführung ist ungeachtet der geltend
gemachten prozessualen Bedürftigkeit abzuweisen, da sich die Beschwerdebegehren
entsprechend den vorstehenden Erwägungen von Vornherein als aussichtslos erwiesen
haben.

E. 13.3
Demzufolge sind die Verfahrenskosten in der Höhe von Fr. 750.- dem Beschwerdeführer
aufzuerlegen (Art. 63 Abs. 1 VwVG; Art. 1 3 des Reglements vom 21. Februar 2008 über
die Kosten und Entschädigungen vor dem Bundesverwaltungsgericht [VGKE, SR
173.320.2]).

E. 14
Entscheide des Bundesverwaltungsgerichts auf dem Gebiet des Datenschutzes sind gemäss
Art. 35 Abs. 2 der Verordnung vom 14. Juni 1993 zum Bundesgesetz über den Datenschutz
(VDSG, SR 235.11) dem Eidge-nössischen Datenschutz- und Öffentlichkeitsbeauftragten
(EDÖB) bekannt zu geben.
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